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„Den Haag muss Geduld haben“
Experte Kreß über die Bedeutung desWeltstrafgerichts und die jüngsten Rücktritte

Professor Kreß, steht der Inter-
nationale Strafgerichtshof nach
dem Rückzug Russlands vor
dem Scheitern?
Sicher nicht. Rechtlich gibt es zu
dem russischen Vorgehen viel
Lärm um wenig. Russland war
und ist nicht Partei des Vertrags
über den Internationalen Strafge-
richtshof. Ich erkenne bei der rus-
sischen Staatsführung eher eine
gewisse Unruhe, vermutlich weil
der Strafgerichtshof auf die Bitte
der Ukraine hin Vorermittlungen
aufgenommen hat. Wer „hybri-
den Krieg“ führt, muss unpar-
teiische Aufklärung fürchten. Der
Vorgang zeigt daher eher eine
Stärke als eine Schwäche des
Weltstrafgerichts: Es kann schon
vor der Erhebung einer Anklage
aufklärerisch wirken.

Die USA als Führungsmacht ste-
hen von jeher abseits. Ein Kon-
struktionsfehler für die Autori-
tät des Gerichts?
Die USA kooperieren mit dem Ge-
richtshof dann, aber auch nur
dann, wenn es ihren außenpoliti-
schen Interessen dient. Ein solches
„strategisches“ Vorgehen ist kein
überzeugendes Bekenntnis zum
Völkerstrafrecht. Im Übrigen gilt:
Solange die USA dem Gerichtshof-
vertrag nicht beitreten, setzen sie
ein Beispiel, auf das sich „Regie-
rungen in Not“ – wie jetzt etwa die
von Burundi, Gambia oder Süd-
afrika – berufen können.

Ist eine Anklage gegen einen
amerikanischen oder russischen
Präsidenten denn überhaupt
vorstellbar? Gilt für die Groß-
mächte nicht „zu mächtig, um
sie zu belangen“?
Die Hürden wären tatsächlich
sehr hoch. Denn ein Tätigwerden
des UN-Sicherheitsrats könnten
Amerika und Russland durch ein
Veto verhindern, und keiner der
beiden Staaten ist Vertragspartei.
Ob das klassische Immunitäts-
recht in einem solchen Fall vor
dem Gerichtshof überwunden
werden könnte, ist umstritten.
Daneben würden die Festnahme
eines amerikanischen oder russi-
schen Präsidenten und dessen
Überstellung nach Den Haag ver-
mutlich auf unüberwindbare fak-
tische Grenzen stoßen. Das Recht
würde sich hier also tatsächlich
hart an der Macht stoßen. Das
heißt aber nicht, dass der Ge-
richtshof für Amerika und Russ-
land belanglos wäre. Der Ge-
richtshof und der hiermit verbun-
dene Bedeutungsgewinn des Völ-
kerstrafrechts wirken auch hier,
wenn auch weniger sichtbar.

Wie berechtigt sind die Vorwür-
fe einseitiger Ermittlungen ge-
gen Afrikaner?
Der Vorwurf des „Neokolonialis-
mus“ wird von einigen afrikani-
schen Regierungen recht ge-
schickt ins Feld geführt. Doch er
ist unberechtigt. Zunächst gilt,
dass afrikanische Staaten wie et-
wa die Demokratische Republik
Kongo oder Uganda den Gerichts-
hof ausdrücklich selbst mit Er-
mittlungen beauftragt haben. Die
Situationen im Sudan und in Li-
byen sind dem Gericht vom UN-
Sicherheitsrat zur Prüfung über-
wiesen worden. Es bleiben da-
nach nur noch vergleichsweise
wenige Fälle, in denen das Ge-

richt von sich aus gegen afrikani-
sche Beschuldigte ermittelt. Über-
sehen wird, dass der Strafge-
richtshof durchaus auch außer-
halb Afrikas tätig ist. Im Übrigen
ist es abwegig, einer afrikani-
schen Chefanklägerin Rassismus
vorzuhalten, weil sie sich mit Ver-
brechen befasst, durch die afrika-
nischen Opfern in großer Zahl
schreckliches Leid zugefügt wur-
de, und dies zum Teil von der ei-
genen Regierung. Sehr viele Afri-
kaner sehen die Arbeit der Che-
fanklägerin daher als eine drin-
gend erforderliche Hinwendung
zu ihrem Kontinent.

Gibt es denn aufseiten des Ge-
richtshofs gar nichts zu ver-
bessern?

Doch, ganz bestimmt. Der Ge-
richtshof steht immer noch eher
am Anfang seiner Aufgabe, sein
neuartiges Verfahrensrecht in ei-
ne möglichst reibungslose und zu-
gleich faire Praxis umzusetzen.
Das ist ein langwieriger Prozess,
weil sich viele Probleme eben erst
in der Praxis zeigen. Außerdem
sind Ermittlungen gegen noch
amtierende Staats- und Regie-
rungschefs extrem kompliziert,
wie etwa das Verfahren gegen Su-
dans Staatschef Omar Al-Baschir
zeigt. In manchen heiklen Verfah-
ren ist der Gerichtshof in seiner
Startphase vielleicht zu schnell
mit Haftbefehlen vorgeprescht.

Wenn aber nun jedes Land, das
von Den Haag etwas zu befürch-

ten hat, dem Gericht den Rü-
cken kehrt, ist es am Ende,
oder?
Von einem Massenexodus sind
wir meilenweit entfernt, und
selbst die jüngsten Rücktrittser-
klärungen dürften nicht das letz-
te Wort dieser Staaten sein. Mit-
unter wird der Gerichtshof Ge-
duld aufbringen müssen, bis sich
die politische Gesamtsituation so
ändert, dass er tätig werden
kann. Diese Erfahrung haben an-
dere internationale Gerichte auch
schon gemacht.

Der Gerichtshof hat also durch-
aus eine Zukunft?
Er steht bestimmt nicht vor dem
Untergang. So wie die Gründung
hier und da eine etwas naive Eu-
phorie ausgelöst hat, besteht jetzt
mancherorts die Gefahr, in Panik
zu geraten. Dabei zeigen sich nur
jene Schwierigkeiten, mit denen
von dem Moment an zu rechnen
war, in dem der Gerichtshof seine
Arbeit aufnehmen würde. Seit-
dem droht er manchem Mächti-
gen dieser Welt gefährlich zu wer-
den. Natürlich machen die jüngs-
ten Entwicklungen die Arbeit des
Gerichts nicht leichter. Hierauf
kann der Gerichtshof aber nicht
mit spektakulären Gesten reagie-
ren, sondern nur mit beharrli-
cher, am geltenden Recht orien-
tierter Arbeit. Sorgen muss man
sich dennoch weniger um den Ge-
richtshof als um die Bevölkerun-
gen derjenigen Regierungen, die
sich jetzt mit viel Getöse von ihm
abwenden.

Interview: Joachim Frank

Kinder beschauen sich den Rest eines Mörserprojektils nach ei-
nem Angriff auf ein Flüchtlingscamp in Darfur. M. N. ABDALLAH/RTR (2)

Anhängerinnen des Präsidenten Omar al-Baschir in Khartum, der
wegen Menschheitsverbrechen in Darfur verfolgt wird.

ZU PERSON UND SACHE

Claus Kreß,
geboren 1966,
ist Professor für
Völkerrecht und
Strafrecht an der
Universität zu
Köln und Direktor
des dortigen
Instituts für Frie-
denssicherungsrecht. Als einer der
weltweit führenden Experten für Völ-
kerstrafrecht ist Kreß seit 1998 Mitglied
der deutschen Regierungsdelegationen
bei den Verhandlungen zum IStGH.

Das moderne Völkerstrafrecht nahm
mit den Nürnberger Prozessen 1945
und 1946 seinen Anfang. Hauptgegen-
stand war hier das Verbrechen des
Angriffskriegs. Danach und bis heute
fehlte es aber am politischen Willen,
Staatsführer wegen der Entfesselung
eines Angriffskriegs zur Verantwortung
zu ziehen. Erst 2010 gelang es den
Vertragsstaaten des Internationalen
Strafgerichtshofs (IStGH), sich auf eine
Definition des Verbrechens zu einigen.
2017 könnte dieser bemerkenswerte
Kompromiss aktiviert werden.

Der Gerichtshof wäre dann nicht mehr
darauf beschränkt, Verbrechen im Krieg
nachzugehen. Stattdessen könnte die
Untat des unrechten Kriegs selbst zum
Gegenstand der Anklage werden. Der
von Claus Kreß und Stefan Barriga
herausgegebene zweibändige Kom-
mentar „The Crime of Aggression“
(Cambridge University Press) begleitet
diesen Prozess mit wissenschaftlicher
Analyse. jf

www.cambridge.org/CrimeAggression
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Türkische Justiz spielt mit
der Freiheit einer Autorin
Die türkische Schriftstellerin und
Journalistin Asli Erdogan wird
entgegen erster Meldungen vom
Mittwoch nach Angaben ihres An-
walts doch nicht aus dem Gefäng-
nis entlassen. Ein Gericht habe
zwar die Freilassung der 49-Jäh-
rigen in einem gegen sie laufen-
den Verfahren wegen mutmaßli-
cher Störung der staatlichen Ein-
heit angeordnet, sagte Anwalt Er-
dal Dogan. Wegen eines anderen
Anklagepunktes, der mutmaßli-
chen Mitgliedschaft in einer ver-
botenen „Terrororganisation“,
müsse sie aber in Haft bleiben. afp

Schuldspruch für Mörder
von Brexit-Gegnerin
Fünf Monate nach der Ermor-
dung der britischen Labour-Abge-
ordneten und Brexit-Gegnerin
Jo Cox hat das Londoner Strafge-
richt ein Urteil gesprochen: Der
53-jährige arbeitslose Gärtner
Thomas M. ist des Mordes schul-
dig. Das Strafmaß wird erst spä-
ter bekanntgegeben. Das Verbre-
chen geschah genau eine Woche
vor dem historischen EU-Referen-
dum am 23. Juni und schockierte
die Briten zutiefst. Der Angreifer
rief die Neonazi-Parole „Britain
first“ und tötete sein Opfer mit
Pistole und Messer. dpa

Schleusernetzwerk
in Italien zerschlagen
Die italienische Polizei hat einen
Schleuserring mit Verbindungen
nach Deutschland zerschlagen.
Der Kopf der Bande, ein Mann
aus Karlsruhe, sei am Mittwoch
festgenommen worden, teilten
die Ermittler im süditalienischen
Salerno mit. Die insgesamt 13
Verdächtigen sollen Migranten
aus Somalia mit gefälschten Do-
kumenten sowie Zugtickets nach
Norden ausgestattet haben. dpa

Kolumbien: Zweiter
Anlauf für Friedensvertrag
Die kolumbianische Regierung
und die Farc-Rebellen wollen am
Donnerstag einen neuen Frie-
densvertrag unterzeichnen, „ein
endgültiges Abkommen, das den
Konflikt beenden und einen stabi-
len und dauerhaften Frieden her-
stellen“ soll, hieß es am Dienstag.
Der Vertrag wurde überarbeitet,
nachdem die erste Fassung in ei-
ner Volksabstimmung Anfang Ok-
tober abgelehnt worden war. Die
Unterzeichnung soll um 17 Uhr
mitteleuropäischer Zeit in Bogotá
erfolgen. Das Abkommen soll
dann dem Parlament zur Abstim-
mung vorgelegt werden. afp

Lebenslang für
Khmer-Rouge-Führer
Das UN-gestützte Sondertribunal
in Kambodscha hat die lebenslan-
ge Haft für die beiden ranghöchs-
ten noch lebenden Ex-Kader der
Roten Khmer bestätigt. Das Urteil
gegen den früheren Chefideolo-
gen „Bruder Nummer Zwei“, den
90-jährigen Nuon Chea, sowie ge-
gen den einstigen Staatschef
Khieu Samphan (85) sei ange-
messen, befanden die Richter am
Mittwoch. Die Berufung der bei-
den wurde damit abgewiesen. Die
Männer haben Verbrechen gegen
die Menschlichkeit, Kriegsverbre-
chen und Völkermord verübt. epd


